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Eingruppierung von Justizbeschäftigten in 
Service-Einheiten bei Gerichten und 

Staatsanwaltschaften 
 

Land NRW verzichtet wiederum auf die Einrede der 
Verjährung 

 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
 
im Rahmen der arbeitsgerichtlichen Auseinandersetzung zur Eingruppierung 
von Justizbeschäftigten in Service-Einheiten / Geschäftsstellen bei Gerichten 
und Staatsanwaltschaften haben auf gewerkschaftliches Anraten fast 4000 
Kolleginnen und Kollegen Anträge zur Geltendmachung von Ansprüchen im 
Hinblick auf die höchstrichterliche Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts 
zur tariflichen Bewertung ihrer Tätigkeit gestellt. In mehreren Entscheidungen 
hat das BAG die ganzheitliche Tätigkeit von Justizbeschäftigten in Service-
Einheiten / Geschäftsstellen als einen Arbeitsvorgang mit rechtserheblichem 
Anteil an schwierigen Aufgaben gewertet und der Entgeltgruppe 9 a TV-L 
zugeordnet. 
 
Die Gewerkschaft ver.di hatte erneut gegenüber dem Ministerium der Justiz 
NRW deutlich gemacht, im Verlauf des Jahres 2022 weitere Klageverfahren vor 
den Arbeitsgerichten anhängig zu machen, insbesondere bei geltend 
gemachten Ansprüchen, bei denen die Verjährung zum Jahresende 2022 droht. 
 
Das Ministerium der Justiz NRW hat nunmehr mit Zustimmung des 
Ministeriums der Finanzen NRW zur Vermeidung weiterer arbeitsgerichtlicher 
Verfahren auf die Einrede der Verjährung für die im Jahre 2022 von der 
Verjährung bedrohten Ansprüche auf Höhergruppierung verzichtet und den 
Hauptpersonalrat sowie die Justizbehörden im Land NRW informiert. 
 
Die im Rahmen der Ausschlussfrist (§ 37 TV-L – 6 Monate) rückwirkend geltend 
gemachten Ansprüche sind damit weiter abgesichert“, erklärt unser Kollege 
Georg Kaufhold, Sprecher des ver.di-Arbeitskreises Justiz NRW und 
Vorsitzender des Hauptpersonalrats. „Eine arbeitsgerichtliche Klage ist insoweit 
nicht mehr zwingend erforderlich.“  
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Sprechen Sie uns 

gerne an! 
 

Unsere Ansprech-
partner/innen sind: 

 
 

Tarifbeschäftigte: 
 

Helga Sichtermann 
LG Essen 

 

Monika Karstaedt 
AG Leverkusen 

 

Cornelia Schulte 
StA Dortmund 

 

Daniela Geiß 
VG Köln 

 

Silvia Landschoof 
StA Köln 

 
 

Beamte: 
 

Georg Kaufhold 
OLG Hamm 

 

Eva Bruchatz 
AG Duisburg-Hamborn 

 

Jutta Dünnes 
AG Gummersbach 

 

Edgar Schrutek 
AG Hamm 

 

Thomas Danguillier 
LG Essen 

 
 

Jörg Schäning 
StA Dortmund 

 
Mehr zu uns auch 
im Internet unter: 

www.justiz-nrw.verdi.de 
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Wie bereits berichtet, hat die Arbeitgeberseite über die Tarifgemeinschaft 
deutscher Länder (TdL) und das in einem anderen Verfahren betroffene Land 
Berlin Verfassungsbeschwerde gegen die in Rede stehende Rechtsprechung 
des Bundesarbeitsgerichts zur Bewertung des Arbeitsvorgangs in Service-
Einheiten / Geschäftsstellen eingereicht.  
 
Eine Entscheidung zur Verfassungsbeschwerde ist ausweislich der Zeittafel des 
Bundesverfassungsgerichts noch im Lauf des Jahres 2022 zu erwarten. 
 
„Wir sind optimistisch was den Ausgang der Verfassungsbeschwerde angeht“, 
erläutert unser Kollege Edgar Schrutek, Mitglied im ver.di-Arbeitskreis Justiz 
NRW und Vorsitzender des Bezirkspersonalrats beim OLG Hamm. „Es ist 
schwer vorstellbar, dass das Bundesarbeitsgericht in seiner fortgeschriebenen 
und gefestigten Rechtsprechung zum Arbeitsvorgang permanent 
verfassungsrechtliche Grenzen überschritten haben soll. Im Gegensatz zu den 
öffentlichen Arbeitgebern halten wir das Bundesarbeitsgericht für 
verfassungsfest.“ 
 
Wir werden weiter dazu berichten. 
 
 
 
Wichtige Hinweise: 
 

- soweit noch  nicht geschehen, sollten Justizbeschäftigte in Service-
Einheiten und Geschäftsstellen ihre ggfls. entstandenen Ansprüche auf 
Eingruppierung in die Entgeltgruppe 9 a (bis 31.12.2018 EG 9) TV-L 
umgehend geltend machen, insbesondere geprüfte Auszubildende, 
extern eingestellte Kolleginnen und Kollegen und in Service-Einheiten 
sowie Geschäftsstellen neu eingesetzte Beschäftigte 
 

- die Geltendmachung sollte auch eine Überprüfung der im Einzelfall 
seinerzeit erfolgten Überleitung aus dem BAT in den TV-L umfassen. 
Hierbei ggfls. entstehende Ansprüche auf Nachzahlung aus einer neu zu 
bestimmenden Erfahrungsstufe fallen unter die Regelungen des § 37 TV-L 
(Ausschlussfrist: 6 Monate) 
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- ver.di-Mitglieder können ein Mustergeltendmachungsschreiben beim 
Gewerkschaftssekretär für die Justiz in NRW, Dirk Walter, erhalten. Er 
steht auch für Fragen in dem Zusammenhang zur Verfügung. 

           Die Kontaktadresse lautet: dirk.walter@verdi.de.   
 
Viele Grüße 
Euer 
 
ver.di Arbeitskreis Justiz NRW 
 

 
www.justiz-nrw.verdi.de  
www.facebook.com/verdi.justiz.nrw/  
www.twitter.com/verdi_fb6_nrw 
 
Fachlich – tariflich kompetent – finanziell unabhängig. Mit und in der Gewerkschaft ver.di 
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